Preußiſche Geſetzammlung 


Jahrgang 1919 | | Nr. 30. 


(Nr. 11776.) Geſetz über Landeskulturbehörden. Vom 3. Juni 1919. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


1. Behörden und Zuſtändigkeit. 
81. i 


(1) Die Spezialkommiſſionen und die Generalkommiſſionen führen fortan 
die Bezeichnung Kulturämter und Landeskulturämter. 

(2) Die Geſchäfte der Spezialkommiſſionen und Generalkommiſſionen werden 
nach näherer Maßgabe dieſes Geſetzes von den Vorſtehern der Kulturämter und 
den Präſidenten der Landeskulturämter als Auseinanderſetzungsbehörden ſelbſtändig 
unter voller perſönlicher Verantwortlichkeit erledigt, ſoweit nicht 

1. eine kollegialiſche Behandlung der Geſchäfte oder eine beſchließende 

Mitwirkung anderer Perſonen durch Geſetz vorgeſchrieben iſt, 
2. einige Geſchäfte auf die Spruchkammern (Abſ. 4) und auf die ordent⸗ 
lichen Gerichte (Abſ. 5) übergehen. 5 

(3) Dem Präſidenten des Landeskulturamts wird ein bra 
nebſt Räten und Hilfsarbeitern beigegeben, die nach ſeinen Anweiſungen die Ge⸗ 
ſchäfte bearbeiten; er wird durch den ihm beigegebenen Oberregierungsrat ver⸗ 
treten. Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten kann in be 
ſonderen Fällen eine andere Stellvertretung anordnen. 

c) Zur Entſcheidung von Streitigkeiten iſt in erſter Inſtanz der Vorſteher 
des Kulturamts, im Falle des § 23 unter Mitwirkung der Beteiligten, in zweiter 
Inſtanz die Spruchkammer ($ 3), in dritter Inſtanz das Oberlandeskulturamt 
nach son Vorſchrift dieſes Geſetzes zuſtändig. 

(5) Die bisherige Zuſtändigkeit der Au: seinanderſetzungsbehörden zur Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten über ſolche Rechtsverhältniſſe, die außerhalb eines 
Auseinanderſetzungsverfahrens Gegenſtand eines Rechtsſtreites hätten werden können 
und dann vor die ordentlichen Gerichte gehört hätten, fällt weg. 

(ö) Kreisvermittlungsbehörden werden nicht mehr e 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. Juli 1919. 


2 i 

(1) Das Oberlandeskulturgericht führt fortan die Bezeichnung Oberlandes- 
kulturamt und unterſteht dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
Es hat ſeinen Sitz in Berlin und beſteht aus einem Präſidenten und mindeſtens 
fünf Mitgliedern, die ſämtlich die Befähigung als landwirtſchaftliche Sachver— 
ſtändige haben müſſen. Die Mehrzahl von ihnen muß zum Richteramte befäb igt 
ſein. Sie unterliegen dem Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und 
die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruhe 
ſtand, vom 7. Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 218) und dem Geſetz, betreffend die 
Abänderung des Geſetzes über die Dienſtvergehen der Richter uſw., vom 26. März 
1856 Geſetzſamml. S. 201). Die Mitwirkung des Juſtizminiſters bei der Be 
etzung und Leitung des Oberlandeskulturamtes fällt weg. ö 

(2) Im Fall eines vorübergehenden Bedürfniſſes kann der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten das Oberlandeskulturamt durch ſolche Hilfs: 
arbeiter verſtärken, die die für die Mitglieder erforderliche Befähigung beſitzen. Dieſe 
haben während der Dauer ihrer Zuweiſung dieſelben Rechte und Pflichten wi: 
die ordentlichen Mitglieder, dürfen aber bei keiner Entſcheidung die Mehrheit des 
Kollegiums bilden. Von der Teilnahme an der Entſcheidung in Difziplinarfachen 
ſind ſie ausgeſchloſſen. : 

(3) Das Oberlandeskulturamt entſcheidet in der Beſetzung von wenigſtens 
fünf Richtern mit Einſchluß des Vorſitzenden. Die Entſcheidungen werden nach 
Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden 
den Ausſchlag. 
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() Die Spruchkammer beſteht aus dem Vorſitzenden oder deſſen Stell— 
vertreter, die beide zum Richteramte befähigt ſein müſſen, und aus ſechs gewählten 
Mitgliedern. Der Vorſitzende und fein Stellvertreter werden vom Staatsminiſte⸗ 
rium aus der Zahl der dem Präſidenten des Landeskulturamtes beigegebenen Räte 
beſtellt. Die Mitglieder und ſechs Stellvertreter für dieſe werden je zur Hälfte 
von dem Provinzialausſchuß und dem Vorſtande der Landwirtſchaftskammer unter 
Berückſichtigung der verſchiedenen Beſitzgrößen aus der Zahl der in landwirtſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten erfahrenen, zum Provinziallandtage wählbaren Provinzial⸗ 
angehörigen für die Dauer von ſechs Jahren gewählt. Über die Einberufung 
der Stellvertreter beſtimmt die Geſchäftsordnung. ö 

2) Die Spruchkammer iſt beſchlußfähig, wenn der Vorſitzende oder fein 
Stellvertreter und vier Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden nach 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt der dem Lebensalter nach 
Alteſte den Ausſchlag. N 

el: ; 

Die Wahl ($ 3 Abſ. 1) verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören einer 
Bedingung der Wählbarkeit. Der Vorſtand der Landwirtſchaftskammer beziehungs⸗ 
wife der Provinzialausſchuß beſchließt darüber, ob dieſer Fall eingetreten iſt. 
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Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage beim Oberverwaltungs⸗ 
gerichte ſtatt. Die Klage ſteht auch dem Vorſtande der Landwirtſchaftskammer be⸗ 
ziehungsweiſe dem Vorſitzenden des Provinzialausſchuſſes zu. Sie hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. Erſatzwahlen dürfen vor der endgültigen Entſcheidung nicht 
ſtattfinden. 5 8 


() Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel der Mitglieder und Stellvertreter 
aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Die Ausſcheidenden bleiben jedoch in 
allen Fällen bis zur Einführung der Neugewählten in Tätigkeit. Die nach den 
erſten zwei beziehungsweiſe vier Jahren Ausſcheidenden werden durch das Los 
beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

(2) Für die im Laufe der Wahlzeit ausſcheidenden Mitglieder und Stell⸗ 
vertreter ſind Erſatzmänner zu wählen; dieſe bleiben nur bis zum Ende desjenigen 
Zeitraums in Tätigkeit, für welchen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. 


86. 

(1) Die Mitglieder und ihre Stellvertreter werden durch den Vorſitzenden 
der Spruchkammer vereidigt. Sie unterliegen in dieſer ihrer Eigenſchaft den 
Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Nichter uſw., vom 
7. Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 218) und des Geſetzes, betreffend die Abänderung 
des Geſetzes über die Dienſtvergehen der Richter uſw., vom 26. März 1856 
(Geſetzſamml. S. 201). a 

(2) Diſziplinargericht iſt das Oberlandeskulturamt der Präſident ernennt 
den Vertreter der Staatsanwaltſchaft. 


97. 

(1) Die Mitglieder und deren Stellvertreter erhalten Tagegelder und 
Reiſekoſten nach den für Staatsbeamte der vierten Rangklaſſe beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften. 

(2) Alle Einnahmen der Spruchkammer fließen zur Staatskaſſe; dieſer 
fallen auch alle Ausgaben zur Laſt. 


88. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten errichtet die 


Kulturämter für örtlich abgegrenzte Bezirke; er beſtimmt ihren Sitz und ernennt 
ihren Vorſteher. ö 


Ss 
Der Vorſteher des Kulturamts bearbeitet alle Geſchäfte, ſoweit fie nicht 
durch dieſes Geſetz anderen Behörden übertragen werden. An ihn ſind alle 
Anträge in dieſen Angelegenheiten zu richten. 
33* 
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$ 10. 

(1) Der Präſident des Landeskulturamts kann die Bearbeitung einfacher 
Geſchäfte oder einzelner Teile von ſolchen einem anderen Staatsbeamten oder 
einem Gemeindebeamten mit Zuſtimmung des Vorgeſetzten dieſes Beamten über⸗ 
tragen. Dieſe Beamten haben bei der Bearbeitung der ihnen übertragenen 
Geſchäfte gleiche Rechte und Pflichten wie der Vorſteher des Kulturamts. 

(2) Der Präſident des Landeskulturamts kann den örtlich zuſtändigen oder 
den Vorſteher eines anderen Kulturamts mit der Führung von Verhandlungen 
beauftragen, die den Erwerb von Moor⸗ oder anderen Odländereien für den 
Staat ſowie für Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen Rechtes 
zum Zwecke der Bodenverbeſſerung oder Aufforſtung zum Gegenſtande haben. 
In dieſem Falle ſtehen die von dem Vorſteher des Kulturamts zur Erledigung 
ſeines Auftrags aufgenommenen Verhandlungen den gerichtlichen Urkunden gleich, 
wenn ſie in der für Verhandlungen in Auseinanderſetzungsangelegenheiten vor⸗ 
geſchriebenen Form aufgenommen und als Odlandsſachen bezeichnet werden. 


GER 

() Der Präſident des Landeskulturamts iſt Dienſtvorgeſetzter des Vor⸗ 
ſtehers des Kulturamts und der dieſem beigegebenen Beamten. 

(2) Der Vorſteher des Kulturamts iſt Dienſtvorgeſetzter der ſämtlichen ihm 
beigegebenen Beamten. Diſziplinare Befugniſſe gegenüber den ihm beigegebenen 
höheren Beamten und den Vermeſſungsbeamten ſtehen dem Vorſteher des Kultur⸗ 
amts nicht zu. 

6) Iſt die Leitung der vermeſſungs⸗ und kulturtechniſchen Arbeiten einem 
Vermeſſungsbeamten übertragen, ſo iſt er Dienſtvorgeſetzter der dem Kulturamt 
zur Ausführung dieſer Arbeiten beigegebenen Beamten. Diſziplinarbefugniſſe 
ſtehen ihm nicht zu. Fe 


6-12; 

Der Vorſteher des Kulturamts hat den geſchäftlichen Aufträgen und An⸗ 
weiſungen der ihm im Inſtanzenzuge vorgeſetzten Behörden Folge zu leiſten, un⸗ 
beſchadet ſeiner Unabhängigkeit bei Faſſung der Beſchlüſſe in den Fällen der 
§§ 20 bis 23. 5 


9 13. 

(1) Für die Erledigung der Gefchäfte ift, unbeſchadet der Vorſchrift des 
§ 10, das Kulturamt und das Landeskulturamt zuſtändig, in deren Bezirke die 
von den Geſchäften betroffenen Grundſtücke liegen. 

i e) Bei dem die Aufhebung einer Dienſtbarkeit oder einer Reallaſt be⸗ 
treffenden Verfahren iſt die Lage des belaſteten Grundſtücks entſcheidend. 

. (8) Liegen die Grundſtücke in mehreren Bezirken, oder iſt es zweifelhaft, 
zu welchem Bezirke ſie gehören, ſo wird das zuſtändige Kulturamt durch den 
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Präſidenten des Landeskulturamts, das zuſtändige Landeskulturamt durch den 
tinifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beſtimmt. 
() Iſt im Sinne dieſer Vorſchriften eine Behörde für zuſtändig erklärt, 
ſo finden auf ihr Verfahren diejenigen Vorſchriften Anwendung, welche für die 
übrigen zu ihrer Zuſtändigkeit gehörigen gleichartigen Geſchäfle gelten. 


914. 
(1) Landespolizeiliche und ortspolizeiliche Befugniſſe ſtehen dem Vorſteher 
eines Kulturamts nicht zu. 
e) Das ſeitherige Oberaufſichtsrecht der Auseinanderſetzungsbehörden über 
das Vermögen der bei einer Auseinanderſetzung beteiligten Körperſchaften und 
öffentlichen Anſtalten fällt weg. 


915. 5 

Die in dem Geſetze, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Be 
amten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, 
vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) der Generalkommiſſion übertragenen 
Geſchäfte werden bezüglich des auf Entfernung aus dem Amte gerichteten förm⸗ 
lichen Diſziplinarverfahrens in einer bei dem Landeskulturamt abzuhaltenden 
Plenarſitzung erledigt. An dieſer nehmen die planmäßigen Mitglieder und die 
jenigen teil, welche eine planmäßige Stelle verſehen; mindeſtens drei ſtimmbe⸗ 
rechtigte Mitglieder müſſen teilnehmen. 


„ $ 16. 

() Dem Präſidenten des Landeskulturamts werden übertragen: 

I. die Geſchäfte, die in i N 

a) dem Geſetze, betreffend die Konflikte bei gerichtlichen Verfolgungen 
wegen Amts⸗ und Dienſthandlungen, vom 13. Februar 1854 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 86), 1 i 

b) der Verordnung, betreffend die Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten 
und den Verwaltungsbehörden, vom 1. Auguſt 1879 Geſetzſamml. 
3 115 in der Faſſung des Geſetzes vom 22. Mai 1902 (Geſetzſamml. 

145), 

e) dem Geſetze, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen in den Pro- 
vinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
e Sachſen und Weſtfalen, vom 10. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. 

227) 


der Generalkommiſſion übertragen ſind; 
II. folgende Einzelentſcheidungen: 


J. die Genehmigung zur Einleitung und Einſtellung des Verfahrens zur 
Begründung von Rentengütern, inſoweit das Rentengut durch Ver⸗ 


SI 


106 


mittlung des Vorſtehers des Kulturamts begründet wird (§ 12 des 


Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung von Rentengütern, 
vom 7. Juli 1891, Geſetzſamml. S. 279). In einfacheren Sachen 
kann der Präſident des Landeskulturamts den Vorſteher des Kulturamts 
ermächtigen, das Verfahren ſelbſtändig einzuleiten und einzuſtellen; 


die Genehmigung zur Ablöſung der auf Rentengütern haftenden Renten 


durch Vermittlung der Rentenbank ſowie zur Gewährung von Darlehen 
zur erſtmaligen Errichtung eines Rentenguts durch Aufführung der not⸗ 
wendigen Mohr und Wirtſchaftsgebäude (§§ 1 flg. des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Beförderung der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 
1891, Geſetzſamml. S. 279); 


die Gch zur Aufhebung der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit, 


zur Zerteilung eines Rentenguts und zur Abveräußerung von Teilen 
eines ſolchen gemäß § 4, ſowie zur Kapitalablöſung gemäß § 6 Nr. 4 
des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung von Renten⸗ 
gütern, vom 7. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 279); 


die Genehmigung zur Aufhebung der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit, zur 


Zerteilung eines Anerbenguts und zur Abveräußerung von Teilen 
eines ſolchen gemäß §§ 7, 8 des Geſetzes, betreffend des Anerbenrecht 
bei Renten⸗ und Anſiedlungsgütern, vom 8. Juni 1896 (Geſetzſamml. 
S. 124); 


die Genehmigung zur Übernahme der Erbabfindungsrente auf die 


Rentenbank bei der ein Anerbengut betreffenden Erbteilung ($$ 22 flg. 
des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten⸗ und Anſiedlungs⸗ 
gütern, vom 8. Juni 1896, Geſetzſamml. S. 124); 


die Beſtätigung der Rezeſſe in Gemeinheitsteilungs-, Umlegungs⸗(Spezial⸗ 


ſeparations⸗, Zuſammenlegungs⸗, Verkoppelungs⸗, Konſolidations⸗) und 
Schulzendienſtlandsſachen, ſowie bei der Ablöſung von Dienſtbarkeiten, 
auch wenn ſie ohne Vermittlung einer öffentlichen Behörde abgeſchloſſen 
find, ferner die Beſtätigung der Verträge über die Begründung von 
Rentengütern durch Vermittlung des Vorſtehers des Kulturamts (§ 12 
des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung von Reuten⸗ 
gütern, vom 7. Juli 1891, Geſetzſamml. S. 279). a 

An der Befugnis der Regierungen und Provinzialſchulkollegien 
zur Beſtätigung der hinſichtlich ihrer eigenen Güterverwaltungen auf⸗ 
ahnen Rezeſſe wird nichts geändert; 


die Genehmigung zur Gewährung des Vorzugsrechts für Landeskultur⸗ 


renten, zur Eintragung der Rente ohne die Einwilligung der Lehns⸗ 
und Fideikommißfolger und der Agnaten ſowie zur Beſtimmung des 
im § 16 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die Errichtung von Landes⸗ 
kulturrentenbanken, vom 13. Mai 1879 (Geſetzſamml. S. 367) be⸗ 
zeichneten Sachverſtändigen; 


Se 


8. die Genehmigung zur Feſtſetzung des Regulierungskoſtenpauſchſatzes 
gemäß § 2 Nr. 2, 3 und § 3 des Geſetzes über das Koſtenweſen in 
Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Geſetzſamml. S. 395) 
und gemäß § 12 Abſ. 4 Nr. 3 des Geſetzes, betreffend die Beförderung 
der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 (Geſetzſgamml. 
S. 279); 

9. die Genehmigung zur Ausſtellung von Anſchädlichkeitszeugniſſen, foweit 
es ſich um Werte über 600 Mark handelt; 

10. die Genehmigung zur Regulierung der Verwendung der in einem Zu⸗ a 
ſammenlegungs⸗, Gemeinheitsteilungs⸗, Ablöſungs⸗ oder Enteignungs⸗ 
verfahren oder bei Ausſtellung eines Unfchädlichkeitszeugniffes feſt⸗ 
.geftellten Geldentſchädigungen, ſoweit der zu verwendende Betrag 
600 Mark überſteigt; i 

11. die Genehmigung zur Verfügung über die Subſtanz, zur Regulierung 
der Verwendung und zur Verteilung einer Geldentſchädigung von mehr 
als 600 Mark im Falle der §9 4, 5 des Geſetzes, betreffend die durch 
ein Auseinanderſetzungsverfahren begründeten gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten, vom 2. April 1887 (Geſetzſamml. S. 105). 

E) Die erforderliche Entſcheidung des Präſidenten des Landeskulturamts 

hat der Vorſteher des Kulturamts einzuholen. In den Fällen der Nr 9 bis 11 

iſt die Verfügung des Vorſtehers des Kulturamts, wenn ſie die Beſcheinigung 
enthält, daß der Wert des Gegenſtandes nicht mehr als 600 Mark beträgt, nicht 

deshalb unwirkſam, weil die Genehmigung des Präſidenten des Landeskulturamts 
nicht eingeholt worden iſt. ö 


II. Verfahren. 
a 6317. 

c) Soweit nicht in dieſem Gefeß anders beſtimmt ift, kommen für das 
Verfahren des Vorſtehers des Kulturamts die Auseinanderſetzungsgeſetze, für das 
Verfahren der Spruchkammer und des Oberlandeskulturamts das Landesverwaltungs⸗ 
geſetz ſowie die übrigen für die Bearbeitung der Angelegenheiten der allgemeinen 
Landesverwaltung ergangenen geſetzlichen Vorſchriften finngemäß zur Anwendung. 
Soweit Geſchäftsgang und Verfahren hierdurch nicht geregelt ſind, ordnet ſie der 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 

e) Im Falle der Ausſchließung, der begründeten Ablehnung oder der vor⸗ 
übergehenden Behinderung eines Vorſtehers des Kulturamts beſtellt der Präſident 
des Landeskulturamts einen Stellvertreter. 


ee 
In dem Verfahren vor dem Vorſteher des Kulturamts bedarf es der Unter⸗ 
ſchrift des Protokolles durch die Beteiligten außer im Falle des $ 10 Abſ. 2 nicht, 
wenn ein Protokollführer bei Aufnahme der Verhandlung mitwirkt. 


sl 


NR 

(i) Von den gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten und deren Vertretern, die 
in einem Umlegungsverfahren von allen Beteiligten zu wählen ſind, ſoll mindeſtens 
je einer den mit Grundbeſitz von kleinem, mittlerem und größerem Umfange be⸗ 
teiligten Eigentümern entnommen werden. Mit dieſen Bevollmächtigten ſoll der 
Vorſteher des Kulturamts die wichtigeren gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, ins⸗ 
beſondere die Feſtſtellung der Schätzungsklaſſen und werte, den Entwurf des 
Wege- und Grabennetzes, ſowie die bei Aufſtellung des Auseinanderſetzungsplanes 
zu beobachtenden Grundſätze erörtern. 

(2) Der die Vermeſſungs⸗ und Tulturtechnifchen Arbeiten ausführende Ver⸗ 
meſſungsbeamte ſoll dieſen Verhandlungen beratend beiwohnen. 


$ 20. 

In den Fällen des § 1 in Verbindung mit § 3 Abſ. 2, des § 4 Abſ. 3 
und des § 5 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die durch ein Auseinanderſetzungs. 
verfahren begründeten gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, vom 2. April 1887 
(Geſetzſamml. S. 105) hat der Vorſteher des Kulturamts einen mit Gründen ver⸗ 
ſehenen Beſchluß zu erlaſſen. Der § 21 Abſ. 1 Satz 2 findet Anwendung. 
Gegen den Beſchluß findet 9 zwei Wehen nen an die Spruch⸗ 
anne ftatt. 


5 21. 

(1) Aber Streitigkeiten unter den Beteiligten im Verfahren vor dem Vor⸗ 
ſteher des Kulturamts, deren Entſcheidung zur Durchführung des Verfahrens er⸗ 
forderlich ift, hat dieſer einen mit Gründen verſehenen Beſchluß zu erlaſſen und 
den an der Streitigkeit Beteiligten zuzuſtellen. Der Vorſteher des Kulturamts 
hat dabei nach ſeiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Verhandlungen und 
Beweiſe geſchöpften Überzeugung zu entſcheiden. Wird gegen den Beſchluß ein 
Rechtsmittel nicht eingelegt, fo hat er die Kraft eines endgültigen Urteils. 

(2) Das gleiche I wenn im Laufe der Regulierung der Eintritt 5 Ver⸗ 
ſäumnis feſtzuſtellen iſt. 


e 

() Streitigkeiten 5 im 81 Abf. 5 bezeichneten Art hat der Vorſteher des 
Kulturamts, ſoweit gütliche Einigung nicht zu erzielen iſt, durch einen mit Gründen 
verſehenen Beſchluß in den Rechtsweg zu verweiſen. In dem Beſchluß iſt, und 
zwar in der Regel demjenigen, welcher ſich nicht im Beſitze befindet, zur Er⸗ 
hebung der Klage und au Nachweiſe hierüber eine angemefjene Friſt zu ſetzen. 
Der § 21 Abſ. 1 Satz 2 findet Anwendung. Der Beſchluß iſt zuzuſtellen. 

(2) Wird die Klage nicht rechtzeitig erhoben oder wird ihre Fortſetzung 
ſchuldhaft verzögert, jo trifft der Vorſteher des Kulturamts die nötigen Feſt⸗ 
ſetzungen über den Streitpunkt mit der Wirkung, daß dieſe Feſtſetzungen für das 
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ſchwebende Verfahren endgültig find und von den Beteiligten weder mit einem 
Rechtsmittel noch mit der Behauptung, ihre Anſprüche ſeien nicht hinreichend be⸗ 
rückſichtigt, in dem ſchwebenden Verfahren angefochten werden können. Die 
Folgen der Verſäumnis oder der Verzögerung ſind in dem Beſchluß (Abſ. 1) 
anzugeben. 


„§ 23. 


(1) Über Streitigkeiten, die in einem Umlegungsverfahren über die Plan⸗ 
lage, über ſolche Angelegenheiten, die nach den ſeitherigen Vorſchriften dem ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahren unterlagen oder beim Ausbau der gemeinſchaftlichen An⸗ 
lagen entſtehen, beſchließt der Vorſteher des Kulturamts unter Mitwirkung der 
von den Beteiligten gewählten gemeinfchaftlichen Bevollmächtigten ($ 19 Abſ. 1). 
Zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe iſt die Anweſenheit von mindeſtens drei Mit⸗ 
gliedern mit Einſchluß des Vorſtehers des Kulturamts erforderlich. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt die Stimme des Vorſtehers des Kulturamts den Ausſchlag. Der 
§ 21 Abſ. 1 Satz 2 findet Anwendung. 

e) An der Beſchlußfaſſung dürfen diejenigen Bevollmächtigten nicht teil- 
nehmen, deren Landabfindung eine Anderung erfährt, wenn die erhobene Beſchwerde 
für begründet erklärt wird, ſowie diejenigen Bevollmächtigten, welche ſich ſelbſt 
für befangen erklären, vorausgeſetzt, daß der Vorſteher des Kulturamts ihre 
Befangenheit für begründet hält. Tritt hierdurch Beſchlußunfähigkeit ein, die 
auch nicht durch Heranziehung der Vertreter der Bevollmächtigten beſeitigt werden 
kann, oder ſind nicht mindeſtens drei Vertreter gewählt worden, ſo entſcheidet 
der Vorſteher des Kulturamts allein. = 

6) Bei den Verhandlungen ſoll der ausführende Vermeſſungsbeamte (819 
Abſ. 2) die Planzuteilung und die mit dem Wege- und Grabennetz und mit 
deſſen Ausbau zuſammenhängenden Angelegenheiten vertreten. 5 

(+) Die Vorſchrift des § 107 der Verordnung wegen Organiſation der 
Generalkommiſſionen uſw. vom 20. Juni 1817 (Geſetzſamml. S. 161), wonach es 
außer dem Gutachten des mit der Regulierung und Anftruftion beauftragten 
Kommiſſars über landwirtſchaftliche Gegenſtände keines Gutachtens eines anderen 
Sachverſtändigen bedarf, bleibt außer Anwendung. 


§ 24. 

(1) Gegen den Beſchluß ($$ 21 bis 23) findet innerhalb zwei Wochen die 
Beſchwerde an die Spruchkammer ſtatt. Sie ſteht im Falle des § 23 Abſ. 1 
auch dem Vorſteher des Kulturamts zu. Die Spruchkammer hat vor der 
Beſchlußfaſſung mündliche Verhandlung anzuberaumen, ſofern ein Beteiligter 
ſie beantragt. 

e) Auf die Ausſchließung und Ablehnung des Vorſitzenden und der Mit- 
glieder der Spruchkammer finden die Vorſchriften der §§ 61, 62 des Landes⸗ 
verwaltungsgeſetzes ſinngemäß Anwendung. 
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() Im Falle des § 22 iſt der Beſchluß der Spruchkammer endgültig. 
() Im Falle des § 126 des Landesverwaltungsgeſetzes tritt an die Stelle 
des Oberverwaltungsgerichts das Oberlandeskulturamt. . 


8 25. 

Gegen die Beſchlüſſe der Spruchkammer, ſoweit ſie nicht endgültig ſind, 
ſteht den Beteiligten binnen zwei Wochen die weitere Beſchwerde an das Ober⸗ 
landeskulturamt zu. 


i § 26. 
Über Beſchwerden gegen eine nach §§ 179, 180 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes in Verbindung mit § 101 des Geſetzes, betreffend das Verfahren in 
5 18. Februar 1880 (Geſetzſamml. S. on Pe 
22. Sept. 1899 (Geſetzſamml. S. 284) 
Vorſteher des Kulturamts feſtgeſetzte Ordnungsſtrafe beſchließt die Spruch⸗ 
kammer endgültig. 


Auseinanderſetzungsangelegenheiten, vom 


® 
. $ 27. 

Gegen ein von dem Vorſteher des Kulturamts erlaſſenes Interimiſtikum 
($ 36 der Verordnung wegen des Geſchäftsbetriebs in den Angelegenheiten der 
Gemeinheitsteilungen uſw. vom 30. Juni 1834, Geſetzſamml. S. 96, in Ver⸗ 
bindung mit § 5 der Verordnung, betreffend den Geſchäftsgang und Inſtanzen⸗ 
zug bei den Auseinanderſetzungsbehörden, vom 22. November 1844, Geſetzſamml. 
1845 S. 19) findet innerhalb zwei Wochen Beſchwerde an die Spruchkammer 
ſtatt. Der Beſchluß der Spruchkammer iſt endgültig. a 


$ 28. 

Bei der Durchführung der von den Landeskulturbehörden erlaſſenen An⸗ 
ordnungen und Entſcheidungen finden ausſchließlich die für die Behörden der 
allgemeinen Landesverwaltung geltenden Vorſchriften über die Beitreibung von 
Geldbeträgen und über die Erzwingung von Handlungen oder Unterlaſſungen 
ſinngemäß Anwendung. Dabei ſtehen dem Vorſteher des Kulturamts dieſelben 
Befugniſſe zu wie dem Landrat, und zwar auch zur Durchführung einer in 
einem Auseinanderſetzungsverfahren vor ihm abgeſchloſſenen Vereinbarung. 


III. Koſten. 


9 29. 


(1) Bis zu einer anderweiten Regelung des Koſtenweſens in Auseinander⸗ 
ſetzungsſachen gelten die folgenden Vorſchriften: 


1 


ae 


(2) Für die Entſcheidung über die Beſchwerde und die weitere Beſchwerde 
werden Koſten des Verfahrens nicht erhoben, ebenſowenig haben die Beteiligten 
Anſpruch auf Erſatz ihrer baren Auslagen. N 

(6) Jedoch können die durch Anträge oder unbegründete Einwendungen er⸗ 
wachſenen baren Auslagen des Verfahrens demjenigen zur Laſt gelegt werden, 
der den Antrag geſtellt oder den Einwand erhoben hat. i 

() Im übrigen bewendet es bei den Vorſchriften des Geſetzes über das 
zoſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Geſetzſamml. S. 395) 
mit der Maßgabe, daß der Vorſteher des Kulturamts die Koſten anzuweiſen und 
einzuziehen hat. 8 


IV. Vorſchriften für einzelne Landesteile. 
§ 30. a - 
/ (1) Im Geltungsbereiche des Geſetzes, betreffend Anderung von Vorſchriften 
über das Konſolidationsverfahren uſw. im Regierungsbezirk Wiesbaden, vom 
4. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 191) iſt die Spruchkammer zuſtändig zur 
Entſcheidung: 5 8 


1. auf Beſchwerden gegen die Entſcheidung des Vorſtehers des Kultur⸗ 
amts über die Vollſtreckbarkeitserklärung nach § 6 des Geſetzes vom 

4. Auguſt 1904; a ; 
2. auf Ausführungsbeſchwerden nach § 12 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1904. 
) Die Entſcheidungen der Spruchkammer in dieſen Fällen ſind endgültig. 


. 


Im Geltungsbereiche des Hannoverſchen Geſetzes vom 30. Juni 1842 über 
das Verfahren in Gemeinheitsteilungs⸗ und Verkoppelungsſachen iſt die Spruch⸗ 
kammer zuſtändig: 

1. zur Entſcheidung über die Stattnehmigkeit des Verfahrens nach $ 65 
des Hannoverſchen Verfahrensgeſetzes vom 30. Juni 1842. Gegen 
dieſe Entſcheidung ſteht den Beteiligten innerhalb vier Wochen von der 
Zuſtellung der Entſcheidung an gerechnet die Beſchwerde an den Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zu; 

2. zur Entſcheidung über Beſchwerden gegen entſcheidende Verfügungen des 
Ablöſungskommiſſars nach $$ 315 bis 317 der Hannoverſchen Ablöſungs⸗ 
ordnung vom 23. Juli 1833. Für den weiteren Rekurs gegen dieſe 
Entſcheidung iſt das Oberlandeskulturamt zuſtändig. 


m 


V. Schluß: und Abergangsvorſchriften. 
36532: 

() Die auf die Präſidenten und Mitglieder der Generalkommiſſionen ſich 
beziehenden Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter uſw., 
vom 7. Mai 1851 GGeſetzſamml. S. 218) treten außer Kraft. 

(2) Präſidenten und Mitglieder der Generalkommiſſionen und des Ober⸗ 
landeskulturgerichts, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes das 65. Lebensjahr 
vollendet haben, können in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt werden, ohne daß 
es des Nachweiſes der dauernden Unfähigkeit zur Erfüllung ihrer Amtspflichten 
bedarf. Sie erhalten in dieſem Falle während eines Zeitraumes von 5 Jahren ihr 
bisheriges Dienſteinkommen einſchließlich des Wohnungsgeldzuſchuſſes unverkürzt. 

(3) Ju dem Falle des Abſ. 2 wird der Beamte nach Ablauf eines Zeit⸗ 
raumes von 5 Jahren mit drei Vierteln ſeines ruhegehaltsfähigen Dienſtein⸗ 
kommens in den Ruheſtand verſetzt. 

0) Das Witwen⸗ und Waiſengeld für die Hinterbliebenen der in Abſ. 2 
bezeichneten Beamten wird in jedem Falle unter Zugrundelegung einer Penſion 
von drei Vierteln des penſionsfähigen Dienſteinkommens gewährt. 

(5) Als Verkürzung im Einkommen iſt es nicht anzuſehen, wenn die Ge⸗ 
legenheit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder der Bezug der 
für die Dienſtunkoſten beſonders ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten 
ſelbſt wegfällt. 

i $ 33. | 

() Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1919 in Kraft. Die Staatsregierung 
iſt ermächtigt, es ganz oder teilweiſe zu einem früheren Zeitpunkt in Kraft zu 
ſetzen. Die Ausführung erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 

(2) Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängigen Streitigkeiten werden 
nach den ſeitherigen Vorſchriften zu Ende geführt. Dabei tritt an die Stelle 
der Generalkommiſſion die Spruchkammer. s 


Berlin, den 3. Juni 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. 
Haeniſch. Südekum. Heine. 
Reinhardt. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
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